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Bericht des Haushaltkausjhujjes und Bern 
tung über den I. Nachtrag zum Staatsvoranſchlag für 
4920 erhält das Wort 

Berichterſtattzr Abg. Dr. Glo>nex (D, Dem. BJ: 

Da der Vorſikende des Haushaltsausſchuſſes duch Rü>- 
ficht auf ſeine Geſundheit behindert war, die Beratungen 
über den I. Nächtrag zum Staatsvoranſchlag für 1920 ſelber 
au leiten, iſt mir als jtellvertretendem Vorſikenden dieſe 

Aufgabe zugefallen. Deshalb obliegt es mir auch, Ihnen hier 
im allgemeinen über den Gang der Verhandlungen bei der 
Beratung dieſes Nachtrages im Haushaltsausſchuß Vortrag 
au erſtatten, 

Nach der Zuſammenſtellung, die Sie am Schluſſe des 
Budgetnachtrags finden, ſchließt dieſer im ordentlichen Etat 

ab mit einer Mehrausgabe von 218,6 Mitlionen, im außer- 

ordentlichen. Etat mit einer jolhen von 11,4 Millionen M, 
Dieſen Summen ſtehen im ordentlichen Etat Einnahmen von 
96,7 Millionen M. und im außerorbentlihen Etat ſolche von 
9,1 Millionen M, gegenüber. Es ergibt ſich hieraus im ordent- 

lichen Etat eine Mehraus8gabe von 118,8 Millionen M. und 
im außerorbentlien Stat eine ſölhe von 2,3 Millionen M,, 
öuſammen alſo eine Mehrausgabe von rund 119 Millionen M, 

Dazu tritt noch der bereits angekündigte ſachliche Mehrauf- 
wand, der nach den Ferien im 11, Budgetnachtrag kommen 
foll, Die Ankündigung dieſes größeren II. Nadjtrags 
ließ dem Saushalt3ausſchuß eine beſonders ſorgfältige Prü- 
fung de3 vorliegenden Nachtrags als unerläßlich erſcheinen. 

In 21 im Verlaufe ber lehten 2 Wochen abgehaltenen 
ESikhzungen hat ſich der Haushaltsausſchuß der Prüfung dieſes 
Nachtrags unterzogen. Leider hat er aber bei dieſen Beratuns 
gen nicht das nötige finanzielle Ergebnis zu erzielen ver» 
modt, Um das gleich vorweggunehmen, find die Geſamt- 
abſtriche, die der Haushalt3ausſchuß an dem I. Budgetnach« 
trag vorgenommen hat und Ihnen vorſchlägt, nur auf rund 
8 Millionen — genau auf 2959 000 M,, mit dem Murgwerk 
auf 2969 000 M. — zu veranſchlagen. Der Grund des Mehr- 
aufwandes muß alfo in ber Hauptſache im Beſoldungsgeſelz und 
ber Beſoldung8ordnung ſelbſt geſucht werden; er kann nicht 
in der Art der Einſtufung und nicht in der Stellenumwand- 
Iung gefunden werden, worauf ſich die Prüfung des Hauß- 
Haltsausſhuſſes neben den Anforderungen neuer Stellen be- 
ſchränfen mußte, & 
Nah der Anlage F der Begründung zum Beſokdungsgeſeß 

war ber Mehraufivand, der durch dieſes Gejeh entſteht, für 
die planmäßigen Beamten auf 834 Millionen D., für 
die außerplanmäßigen auf 15,9 Millionen M., zuſammen auf 
99,3 Millionen M. veranlagt Dazu kommen Satın ad; 

- die Mehraufwendungen für Ruhegehälte und Hinterbliebe- 
nenverforgung für das Jahr 1920 mit einein Betrag von 1,4 
Millionen M,, fo daß ſich ſchließlich ein Geſamtmehraufwand 
von 100,7 Millionen M, ergab, 

Bis aum 1, April 1920 Hatte ſich ber Geſamtaufwand 
für Gehalt und Wohnungsgeld der etatmäßigen Be- 
amten auf 38,4 Millionen M, belaufenz zuſammen mit dem 
Kinderzuſchlag, welcher rund 4,4 Millionen M. betrug, und 
ben Teuerungs8bezügen, welche rund 83 Millionen M. aus» 
madten, hatte er fich auf 125,7 Millionen M. belaufen, 

Für nichtetatmäßige Beamte war in dieſem Zeitraum 
an Vergütungen ein Aufwand von 10,5 Millionen, an Teue» 
zungsbezügen einſchließlich der Kinderzulagen ein ſolcher von 
38,4 Millionen, insgeſamt alſo ein Aufwand von 48,9 „Mil» 

tionen M. erwachſen,   

Bis zum 1. April 1920 befreite Beitrach ber Geſattikaufwanß 
für die aftiven Beamten rund 174,6 Millionen MN. 
Vom. April ab ſollte fſihnahderAnlageF zum 

Beſoldungsgeſeß der Aufwand für die planmäßr« 
gen Beamten an Grundgehalt, Ortszuſchlag, Kinderzuſchlag 
und Tetterungsbezügen auf 209,1 Millionen M, diz Bergü- 
tung der außerplanmäßigen Beamten an Gehalts» 
bezügern und Ortözuſchlag auf" 42 Millionen, an Teuerungde 
bezügen nebſt Kinderzuſchlag auf 22,8 Millionen, sufammen 
alſo auf 648 Millionen M, belaufen, 
Im ganzen war alſo voin 1. April 1920 ab mit einem Auf- 

wand von 209,1 Millionen M, für planmäßige plus 64,8 
Millionen M. für außerplanmäßige Beamte oder insgeſamt 
von 273,9 Millionen M. zu rechnen: Gegenüber dem Aufwand 
für etatmäßige und nichtetatmäßige Beamte bis zum 1. April 
1920 alſo mit einem Mehr von 99,3 Millionen M. 
Gegenüber dieſer in der Begründung zum Vefoldungs« 

geſeh enthaltenen Schäßung beläuft fich aber nad dem 1, 
Nachtrag der Wefolbungsbedarf für plan 
mäßige Beamte im gangen auf 281,4 Millionen M. Gegen» 
über der in der Begründung zum VBeſoldungsgeſeh enthaltes 
nen, auf 209 Millionen M. bezifferten Shäkung weiſt er alſo 
ein Mehr von 52,8 Millionen und gegenüber dem ſeitherigen 
Bedarf im ganzen ein Mehr von 185,8 Millionen M, auf 
Dazu kommen für Ruhegehalte 16109085 M., für Ver« 
Torgungegehalte 18017 525 M, und für die außerplanmäßie 
gen Beamten, falls die Angabe zugrunde gelegt wird, welche 
der Herr Finanzaminiſter im Haushaltsausſchuß machte, 
66,4 Millionen DM, fo daß ſich alſo indgeſamt ein Beamten- 
aufwand von 346,9 Millionen M, ergibt, 

Dieſen Ausgaben ſteht in dem borliegenben I. Budgeb- 
nachtrag an Ginnahmen folgendes gegenüber: 
Aus direkten Steuern 2792 Mill. M, 
aus inditekten Steuern 12,3 Mill. M, 
en Polizeigefällen 42 Ml. M 
verſchiedene Einnahmen 4,8 Mill. M, 
erwirtſchaftete Zinſen der Amortiſationskaſſe 4,3 Mill. M, Wimmer, 
aufammen alſo 17117 8013 Mil. M 
Dazu kommen bann weitere Ginnahmen aus Juſtizgefägen 

nach dieſem I. Nachtrag in Höhe von 15,9 Millionen M,, und 
‚ ber Erfah, de3 Reichs für %, der Koſten der Sicherheitspoliget 
mit 9,1 Millionen M, Im Hauptvoranſchlag waren ſchon tn 
Einnahme geſtellt 13,6 Millionen M, 
Das ergibt zuſammen eine Einnahme von 340,2 Millionen 

Mark gegenüber einer Ausgabe von 346,9 Millionen M. 
Nach dem Hauptvoranſchlag für 1920 ergab fich insgefamt 

eine Ausgabenſummte. von 286,6 Millionen M., der Einnahmen 
in Höhe von 363,6 Millionen M, gegenüberftanden, fo daß ſich 
eine Mehreinnahme von 128 Millionen M. ergab, Wie 
der Herr Finanzminiſter im Haushalt8ausſchuß mite 
teilte, belaufen ſich aber nach den Anträgen der Miniſterien 
su dem ſchon erwähnten, noch audſtehenden, II, Budgetnache 
trag die Geſamtau8gaben für das Jahr 1920 auf 684,8 Mil» 
lionen M.; ihnen ſtehen Einnahmen in Höhe von 578 Millio» 
nen M. gegenüber, Es ergibt ſich fomit eine Mehrausgabe 
von 110,9 Millionen M, und gegenüber dem Hauptvoranſchlag, 
der mit einer Mehreinnahme von 128 Millionen abſchloß, eina 
Berſchlehterung um 238,9 Millionen M. 

Für die 110 Millionen, mit denen nach der vorläufigen Zua 
ſammenſtellung der ſachlihen Ausgaben das Jahr 1920 abs 
ſchließen würde, fehlt bie Dedung. Es iſt alfo vorerſt mit 
einem ungededten Aus8gabenüberſchuß von 110 Millionen M. 
au rechnen. Dieſer Tatſache gegenüber mußten natürlich die 
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Finanzverwaltung und ber Haushaltsausſchuß auf eine Ver- 
minderung der Ausgaben und womöglich auch auf eine Er- 
Höhung der Einnahmen bedacht fein. 

Was die Verminderung der Ausgaben angeht, 
Hat ber Herr Finanzminiſter im Ausſicht geſtellt, daß 
an den bon den Miniſterien zum I. Budgelna<htrag angemel- 
deten Anforderungen bis zum Spätjahr eine Prüfung bor« 
genommen werden jod inwiefern eine Minderung der Aus« 

gaben möglich ſei, und der Ausgabenüberſchuß ber ungebed- 
ten 110 Millionen reduziert werben könne, Es werde da 
im Betracht kommen: Zutüdjtellung einzelner Neubauten, 
Erſparniſſe am Bauunterhaltungsaufwand, Verminderung des | 
Aufwands für außerplanmäßige Beamte. Eine ſolche Ver- 
minderung werde insbeſondere erſtrebt werden müſſen durch 
die Rück?ehr zur geteilten Arbeitszeit, durch die Wiederein- 
führung der 48-Arbeitsftunden-Woche, ferner dur< eine 
ſtrengere Beurteilung der Frage der Nebengehalte, auch durch | 
ſonſtige Erſparniſſe, unter denen die zweijährige Budget- 
periode, die Reduktion der Zahl der Abgeordneten diefes 
Hauſes erwähnt wurde. Bis dieſer IT, Nachtrag, der uns 
nah den Ferien vorgelegt werden foll, im Landtag verab- 
ſchiedet werden kann, leben wir ohne Finanzgeſes. Es iſt 
lediglich dureh ein Geſeß vom 28, März 1920 die Forterhebung 
der Steuern bis mit September 1920 zuläſſig erklärt und 
ſo bis dahin für den Gingang der Staatsgeinnahmen geſorgt. 
Im übrigen hat dieſes Gefeh vom 26. März 1920 nur das 
Futanggeſetz für 1919 für den Reſt dex Budgetperiode 1918/19 
Fis zum 31, März 1920 ergänzt, und auch das Notfinanzgeſeh, 
Has heute dem Haus zugegangen iſt, wird einen Bilang- 
abſchluß, einen Abſchluß unſerer Finanzgebarung fir das 
Jahr 1920 nicht bringen können, weil eben dieſer IT. Budget- 
nachtrag noch ausſteht. ä 

Wenn wir nun die Ausgabenminderung ins Auge faſſen, 
ſo hat der Herr Finanzminiſter als möglich bezeichnet: 
Abitriche am ſachlihen Aufwand des IT. Nachtrags in Höhe 
von 2% Millionen und Abſtriche an dem perſönlichen Mufe 
wand für außerplanmäßige Beamte in Höhe von 25 Mil- 
lionen Mark. Er hat ferner in ſeinen Finanzplan eingeſtellt 
einen Abbau der Teuerungszulagen vom 1. Januar 1921 ab 
von 50 Prozent (= 79,9 Millionen M.), wie fie für die erſten 
9 Monate des laufenden Rechnungsjahres vorgeſchlagen find, 
auf 40 Prozent (— 63,8 Millionen M.). Das macht für das 
erſte Vierteljahr 1991 (16:4 =) 4 Millionen M. aus. Ferner 
kommen die Abſtriche ih Frage, die an dieſem I Nachtrag 

hin ſchon geſagt habe, nicht ſehr erheblich ſind. Im ganzen 
ſind es aljo 25 + 2,5 + 4 = 316 Millionen M,, die durch 
Ausgabenminderung ſich ergeben ſoJen. Dieſe Summe erhöht 
fic) durch die Abſtriche am 1. Nachtrag in Höhe von rund 
8 Millionen M. auf 345 Millionen M. 

„Vas insbeſondere die geteilte Arbeits zeit angeht, 
bon bet ich -eben geſprochen habe, ſo iſt bekanntlich dieſe ge- 
teilte Arbeitszeit für eine Anzahl von Städten eingeführt, wo 
die Mehrheit der Beamtenſchaft ſich dafür entſchieden hat. Sie 
iſt ſo geregelt, daß täglich 7% Stunden gearbeitet wird mit 
zsſtündiger Pauſe, am Samstag 84 Stunden ohne Pauſe. 
Das gibt im ganzen 5 mal 7,5 Stunden = 875 Stunden und 
den Samstag mit 65 Stunden == 44 Wochenſtunden gegen- | 
über einer 48-Arbeitsſtunden-Woche, die der Entwurf des 
Reichsbeſoldungsgeſeßes vorgeſehen hatte. Dort war in 8 
folgende Beſtimmung aufgenommen: 

Jeder Beamte iſt verpflichtet, feine Hölle Arbeitskraft 
in den Dienſt des Reichs zu ſtellen. Die reine Arbeit3- 
geit aller Beamten beträgt regelmäßig mindeſtens 48 
Stunden in der Woche.   

Dieſe Beſtimmung iſt leider in der Nationalverſamms 
lung geſtrichen worden. Ms Gründe, die in finanzieder 
giehurig die geteilte Arbeitözeit als wünſchenöwert erſcheinen 
laſſen, iſt bei der jehigen Beratung im Haushalisausſ<huß 
und bei anderen Gelegenheiten ſchon hervorgehoben worden, 
daß bei der ungeteilten Arbeitözeit von der fünften Arbeits» 
ſtunde an eiwa die Leiſtungsfähigkeit ſich mitidere, und daß 
dieſer Minderung der Leiſtungsfähigkeit bei den heutigen Er» 
nährungäverhätiniffen nicht wirkſam entgegengewirkt werden 
köntie, Auch ſpielt eine Rolle die Unmöglichkeit der Kontrolle 
Über die Einhaltung der Dienſtſtunden, da insbeſondere den 
Beamten, die nach Hauſe zu gehen genötigt find (etwa aus 
geſundheitlichen Rücſichten), dann eine andere Dienſtzeit zu- 
geſtanden werden muß. Und e3 iſt deswegen auc beiſpiel3- 
weiſe, wie der Herr Finanzminiſter um Haushaliöaus- 
ſc<huß mitteilte, bei der Generaldirektion ſeit dem 19. Jult 
d. J. wieder die geteilte Arbeitäzeit eingeführt worden, mit 
einer Übetgangsbejtimmung für Beamte, die Kleingärten g&« 
pachtet haben, bis 15. September d. X. Im HauShaltsausſchuß 
wurde insbeſondere auf die Nachteile der urigeteilten Urs 
beitgeit für die Schule hingewieſen, und es wurde vörgetra« 

| Sen, daß die Kinder in, der lezten Stunde überhaupt nicht 
mehr aufnahmefähig ſeien. Infolgedeſſen erhob ſich auch im 
Ausſchuß keine Stimme für die Beibehaltung der ungeteilien 
Arbeitsgeit, der Ausſchuß war vielmehr einſtimmig für dis 
Wiedereinführung der geteilten Arbeitözeit. 
Was die Nebengehalte angeht, von denen ich vorhin 

geſprochen habe, ſo hat der Haushaltsausihu eine Nachprüe 
fung ſämtlicher Nebengehalte vorgenommen und hat fie im 
einzelnen mit den Regierungsvertretern erörtert. Zu eirer 
generellen Aufhebung der Nebengehalte hat er fich aber nicht 
au entſchließen vermocht, weil dann vielfach die Einſtellung 
von anderen Beamten, von außerplanmäßigen Beamten nötig 
würde und hierdurch wieder Mehrausgaben entſtehen würden. 
Auch ſieht das Beſoldungsgeſeh in 8 10 die Zuläſſigkeit von 
Nebengehalten ausdrüflich vor. Immerhin iſt bei den Wer 
zatungen im Ausſchuß eine Anzahl von Nebengehalten ent» 

| weder gang geſtrichen oder als künftig wegfallend bezeichnet 
| vorden; bei anderen fjt eine andere Regelung beſchloſſen 

worden. 
Für die Rüffehr zur zweijährigen Budgete 

periode iſt in dieſem Zuſammenhang ausgeführt worden, daß durch die alljährliche Mufftellung des Budgets eine zu 
| ſtarke Belaſtung der Miniſterien ſich ergebe, die zu Beantten« 

vorgenommen werden können, die aber, wie ih Jhnen vor- | b vermehrungen zwinge. Auch der Geſichtöpunkt iſt ſhon bei 
früheren Anläſſen hervorgehoben worden, daß, wenn jedes 
Jahr ein neues Budget aufgeſtellt werde, dies jedes Jahr von 
neuem Anlaß zur Vermehrung der Beamtenſtellen und Ats 
laß zu Hinausſchiebungen geben werde, wodurch fich dann auß 

| wieder eine Vermehrung der finanzieden Anforderungen 
ergebe, G3 wurde im Haushaltsausſchuß darin der Nom 
fehlag gemacht; das Budget, das wir für das Jahr 1920 im Spätjahr erſt endgültig durch ein Finangzgeſeß feſtſiellen wer» . 
ben, auch für das Jahr 1921 gelten zu faſſen, da ja das Mans dat des gegenwärtigen Landiags im Jahre 1921 erliſcht, die Randiageperiobe am 15, Oktober 1921 abläuft, x 

Auch die Verringerung et Zahl der Abgedrd« 
neten iſt in dem Zuſammenhang erwähnt worden. Ehenio 

‚ die Vereinfachung ber Staatöverwaktung. In 
! leßterer Beziehung iſt bereits ein beſonderer Ausſchuß ein» 
| geſeht worden, der nach den Ferien mit feinen Beratungen 
beginnen ſol. 

Unter der Verminderung der Ausgaben iſt dann, wie ich 
vorhin ſchon erwähnt habe, much die Möglichkeit des Ab« 
baues der Teuerungözuſchläge für den Fall einer  


